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Juhalt: Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend die Landesbank in Wiesbaden, vom 20. Auguſt 1883, 
S. 507. — Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Sachſen-Weimar und Sachſen-Coburg-Gotha 
wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Schleuſingen nach Ilmenau, S. 508. — Verfügung des 
Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil des Bezirkes des Amts— 
gerichts Frankfurt a. M., vom 25. Oktober 1899, S. 514 = Bekanntmachung der nach 
dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs-Amtsblätter publizirten landesherrlichen 
Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 515. 


(Fr. 10134.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend die Landesbank in Wiesbaden, 
vom 20. Auguſt 1883. Vom 3. Oktober 1899. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, was folgt: 


Einziger Artikel. 
Artikel I Abſ. 2 des Geſetzes vom 20. Auguſt 1883 wird durch folgende 
Beſtimmung erſetzt: 
§. 7 Abſatz 2. 
Aus den Ueberſchüſſen ſowie aus den etwaigen außerordentlichen 
Einnahmen iſt ein Reſervefonds zu bilden, welcher mindeſtens bis zur 
Höhe von 2 Prozent der Verbindlichkeiten zu bringen iſt, und 
welcher dazu dient, etwa rückſtändige Amortiſationsbeiträge, Zinſen und 
Koſten vorzuſchießen und etwaige Ausfälle zu decken. Auch der Betrag, 
um welchen dieſer Fonds gegenwärtig 2 Prozent der Verbindlichkeiten 
der Bank überſteigt, darf demſelben nur zu den vorſtehend angegebenen 
Zwecken entnommen werden. Der Reſervefonds, welchem, bis er die 
angegebene Höhe erreicht hat, ſeine eigenen Zinſen zuwachſen, darf 
nur in Schuldverſchreibungen, welche von dem Deutſchen Reiche oder 
von einem Deutſchen Bundesſtagte mit geſetzlicher Ermächtigung aug- 
geſtellt ſind, oder in Schuldverſchreibungen, deren Verzinſung von dem 
Deutſchen Reiche oder von einem Deutſchen Bundesſtaate geſetzlich 
garantirt iſt, oder in Rentenbriefen der zur Vermittelung der Ap- 
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Ausgegeben zu Berlin den 14. November 1899, 


Fe 


löſung von Renten in Preußen beſtehenden Rentenbanken, oder in 
Schuldverſchreibungen, welche von Deutſchen kommunalen Korpora⸗ 
tionen (Provinzen, Kreiſen, Gemeinden u. |. w.) oder von deren Kredit⸗ 
anſtalten ausgeſtellt und entweder ſeitens der Inhaber kündbar find 
oder einer regelmäßigen Amortiſation unterliegen, belegt werden. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Jagdhaus Rominten, den 3. Oktober 1899. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. 
5 Brefeld. v. Goßler. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


Nr. 10135.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Sachſen-Weimar und Sachſen-Coburg⸗Gotha 
wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Schleuſingen nach Ilmenau. Vom 


12. März 1898. 


er Majeſtät der König von Preußen, Seine Königliche Hoheit der Grof- 
herzog von Sachſen⸗Weimar und Seine Königliche Hoheit der Herzog von 
Sachſen⸗Coburg und Gotha haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die 
Herſtellung einer Eiſenbahn von Schleuſingen nach Ilmenau zu Bevollmächtigten 
ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Minifterial- Direktor, Wirklichen Geheimen Ober⸗ 
Regierungsrath Dr. Paul Micke, 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Finanzrath Friedrich Lehmann, 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachſen-Weimar: 
Höchſtihren Geheimen Regierungsrath Dr. Carl Slevogt, 


Seine G Hoheit der Herzog von Sachſen-Coburg und 
g otha: 
Höchſtihren Miniſterialrath Heinrich Groſch, 
welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden Staats- 
vertrag abgeſchloſſen haben. 
Artikel J. 
Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt ſich bereit, eine Eiſenbahn von 
Schleuſingen über Stützerbach nach Ilmenau für eigene Rechnung auszuführen, 
ſobald ſie die geſetzliche Ermächtigung hierzu erhalten haben wird. 
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Die Großherzoglich Sächſiſche und die Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſche 
Regierung geſtatten der Königlich Preußiſchen Regierung den Bau und Betrieb 
dieſer Bahn innerhalb ihrer Staatsgebiete. 


Artikel II. 


Die Feſtſtellung der geſammten Bauentwürfe für die den Gegenſtand 
dieſes Vertrages bildende Eiſenbahn foll ebenſo, wie die Prüfung der anzu- 
wendenden Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der Königlich 
Preußiſchen Regierung zuſtehen, welche indeß ſowohl bezüglich der Führung der 
Bahn, wie bezüglich der Anlegung von Stationen etwaige beſondere Wünſche 
der Großherzoglich Sächſiſchen und der Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſchen 
Regierung thunlichſt berückſichtigen will. Jedoch bleibt die landespolizeiliche 
Prüfung und Genehmigung der Bauentwürfe, ſoweit dieſe die Herſtellung von 
Wegeübergängen, Brücken, Durchläſſen, Flußkorrektionen, Vorfluthanlagen und 
Parallelwegen betreffen, nebſt der baupolizeilichen Prüfung der Stationsanlagen 
jeder Regierung innerhalb ihres Gebietes vorbehalten. 

Sollte demnächſt nach Fertigſtellung der Bahn in Folge eintretenden 
Bedürfniſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats- oder Vizinalſtraßen, 
welche die geplante Eiſenbahn kreuzen, von der Großherzoglich Sächſiſchen oder 
der Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſchen Regierung angeordnet oder genehmigt 
werden, ſo wird zwar Preußiſcherſeits gegen die Ausführung derartiger Anlagen 
keine Einſprache erhoben werden, die betreffenden Regierungen verpflichten ſich 
aber, dafür einzutreten, daß durch die neue Anlage weder der Betrieb der Eiſen— 
bahn geſtört wird, noch auch daraus der Eiſenbahnverwaltung ein anderer Koſten⸗ 
aufwand erwächſt, als der für die etwa von der Eiſenbahnverwaltung für noth⸗ 
wendig erachtete Bewachung der neuen Uebergänge. 


Artikel III. 


Die Spurweite der Gleiſe ſoll 1,135 m im Lichten der Schienen betragen. 
Die Königlich Preußiſche Regierung iſt berechtigt, die im Artikel I benannte Bahn 
nach den Beſtimmungen der Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen Deutſchlands 
vom 5. Juli 1892 und den dazu etwa künftig ergehenden ergänzenden oder ab- 
ändernden Beſtimmungen herzuſtellen und demmächſt zu betreiben. 


Artikel IV. 

Die Großherzoglich Sächſiſche und die Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſche 
Regierung übernehmen für den Fall der Ausführung der den Gegenſtand dieſes 
Vertrags bildenden Bahn — in Anerkennung der für die betreffenden Theile 
ihrer Staatsgebiete hiermit verknüpften Vortheile — die Verpflichtung: 

1. den zum Bau der Bahnanlagen erforderlichen Grund und Boden 

der Königlich Preußiſchen Regierung unentgeltlich zur Verfügung 
zu ſtellen ö 
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2. die Mitbenutzung der Chauſſeen und ſonſtigen öffentlichen Wege un— 
entgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des 
Beſtehens und Betriebs der Bahn zu geſtatten ); 

3. zu den Baukoſten der Linie einen unverzinslichen, nicht rückzahlbaren 
Zuſchuß von 200000 Mark, in Worten »Zweihunderttauſend Marke, 
wovon 150000 Mark auf Sachſen-Weimar und 50000 Mark auf 
Sachſen-Coburg und Gotha entfallen, zu gewähren. 


Artikel V. 


Die im Artikel IV unter Nr. 1 übernommene Verpflichtung erſtreckt fich 
auf das geſammte, zur Herſtellung der Bahn, einſchließlich der Stationen und 
aller ſonſtigen Anlagen, ſowie auf das für Fee Parallelwege, 
e „Gewinnung von Baumaterialien, Lagerplätze, Aenderungen 
von Wegen oder Waſſerläufen u. f. w. nach den genehmigten Bauplänen oder 
nach den Beſtimmungen der Landespolizeibehörden erforderliche oder zum Schutze 
der benachbarten Grundſtücke, zur Verhütung von Feuersgefahr u. ſ. w. für 
nothwendig erachtete, der Enteignung unterworfene Grundeigenthum mit Einſchluß 
von Rechten und Gerechtigkeiten. Die Ueberweiſung des e OHNE nebſt 
Rechten und Gerechtigkeiten ſoll dergeſtalt unentgeltlich erfolgen, daß von der 
bauenden Eiſenbahnverwaltung auch Kultur und Inkonvenienz⸗Entſchädigung 
nicht zu tragen und die für den Bau der Bahn e ee Grundſtücke frei 
von Pfandrechten ſowie frei von allen dinglichen Laſten und Abgaben, die 
dauernd erforderlichen in das Eigenthum, die vorübergehend erforderlichen für die 
Dauer des Bedürfniſſes in die Benutzung des Preußiſchen e übergehen. 
Letzterem ſollen vielmehr nur die Koften der Vermeſſung und Verſteinung des 
überwieſenen Geländes zur Laſt fallen. 

Die bauleitende Eiſenbahnverwaltung wird nach Genehmigung des Bau— 
plans und der bei der Bauausführung etwa erforderlich werdenden Ergänzungen 
für jede Feldmark einen Planauszug vorlegen, welcher die zu überweiſenden 
Grundſtücke nach ihrer kata ſtermäßigen oder ſonſt üblichen Bezeichnung und 
Größe, deren Eigenthümer nach Namen und e ferner die landespolizei— 
lich angeordneten Anlagen ſowie, wo nur eine Belaſtung von Grundeigenthum 
in Frage ſteht, die Art und den Umfang dieſer Belaſtung zu enthalten hat. 
Binnen acht Wochen nach Vorlage dieſes Auszugs iſt die Eiſenbahnverwaltung 
in den Beſitz der erforderlichen Grundſtücke zu ſetzen. Iſt innerhalb dieſer Friſt 
die Ueberweiſung nicht erfolgt, ſo ſteht der Eiſenbahnverwaltung die Befugniß zu, 
ohne Weiteres die geſetzliche Enteignung zu beantragen, zu welchem Zwecke die 
Großher zoglich Sächſiſche und die Herzoglich Sachſen-Coburg— Gothaiſche Regierung 
der nig Preußiſchen Regierung das Enteignungsrecht rechtzeitig ertheilen 
werden. Der im le ee für den Grunderwerb u. ſ. w. erwachſende 
Aufwand einſchließlich der Koſten des Verfahrens iſt der Eiſenbahnverwaltung 
alsdann zu erſetzen. 
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Den genannten Regierungen bleibt es freigeſtellt, wegen der Uebertragung 
dieſer ſowie der im Artikel IV unter Nr. 2 und 3 übernommenen Verpflichtungen 
auf die von der Bahnlinie berührten Gemeinden u. ſ. w. mit letzteren ſich zu 
verſtändigen; fie bleiben indef auch für den Fall einer derartigen Uebertragung 
für die Erfüllung der Verpflichtungen ihrerſeits der Königlich Preußiſchen Re— 
gierung verhaftet. 

Die Hohen vertragſchließenden Regierungen ſind darin einig, daß die 
Herſtellung, Unterhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Stationen, 
ſoweit dieſe Wege außerhalb der Stationen liegen, nicht Sache der Eiſenbahn— 
verwaltung iſt. 

Von dem nach Artikel IV Nr. 3 zu leiſtenden Baarzuſchuß iſt die eine 
Hälfte vier Wochen nach Beginn der Bauarbeiten innerhalb des betreffenden 
Landesgebiets, die andere Hälfte vier Wochen nach der Betriebseröffnung ſeitens 
der Großherzoglich Sächſiſchen und der Herzoglich Sachſen-Coburg-Gothaiſchen 
Regierung an die Königlich Preußiſche Regierung zu zahlen. 

Sollte die Königlich Preußiſche Regierung ſich demnächſt zu einer Er— 
weiterung der urſprünglichen Bahnanlagen durch Herſtellung von Anſchlußgleiſen, 
Stationen oder zu ähnlichen Einrichtungen entſchließen und insbeſondere auch zur 
Anlage des zweiten Gleiſes ſchreiten ſo werden die Großherzoglich Sächſiſche 
und die Herzoglich Sachſen-Coburg-Gothaiſche Regierung zwecks Erwerbung des 
zur Ausführung dieſer Anlagen erforderlichen Grund und Bodens, auf welche 
ſich die Verpflichtung im Artikel IV unter Nr. 1 des Vertrags nicht bezieht, 
für ihr Gebiet das Enteignungsrecht ertheilen, inſoweit dasſelbe nicht bereits 
nach den geſetzlichen Beſtimmungen von ſelbſt Anwendung findet, und für die 
Ermittelung und Feſtſtellung der Entſchädigungen keine ungünſtigeren Be— 
ſtimmungen in Anwendung bringen laffen „als diejenigen, welche bei den Ent- 
eignungen zu Eiſenbahnanlagen in den betreffenden Gebieten zur Zeit Geltung 
haben. Für die Verhandlungen, welche zur Uebertragung des Eigenthums oder 
zur Ueberlaſſung in die Benutzung an den Preußiſchen Staat in den bezeichneten 
Fällen erforderlich ſind, namentlich auch für die Auflaſſung in den Grund— 
büchern, find nur die Auslagen der Gerichte zu erſtatten, und tritt im Uebrigen 
Freiheit von Stempel und Gerichtsgebühren ein. 


Artikel VI. 


Die Genehmigung der Tarife ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — durch die 
Königlich Preußiſche Regierung unter thunlichſter Berückſichtigung der Wünſche 
der Großherzoglich Sächſiſchen und der Herzoglich Sachſen-Coburg-Gothaiſchen 
Regierung. Es ſollen übrigens in den Tarifen für die Bahn keine höheren 
Normal⸗Einheitsſätze in Anwendung kommen, als in den allgemeinen Tarifen 
für die Bahnſtrecken des angrenzenden Preußiſchen Eiſenbahndirektionsbezirks. 
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Artikel VII. HEN $ 

Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der in die einzelnen Stantögebiete 
entfallenden Bahnſtrecken den betreffenden Landesregierungen vorbehalten. Auch 
ſollen die an der Bahn zu errichtenden Hoheitszeichen nur die der betreffenden 
Landesregierungen fein. 

Der Großherzoglich Sächſiſchen und der Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗ 
Gothaiſchen Regierung bleibt vorbehalten, zur Handhabung des ihnen über die 
Bahn zuſtehenden Hoheitsrechts beſtändige Kommiſſare zu beſtellen, welche die 
Beziehungen zur Königlich Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung in allen denjenigen 
Fällen zu vertreten haben, welche nicht zum direkten gerichtlichen und polizeilichen 
Einſchreiten der Behörden geeignet ſind. 

Die Handhabung der Bahnpolizei auf den im Großherzoglich Sächſiſchen 
und Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſchen Gebiete belegenen Strecken der Bahn 
erfolgt durch die Königlich Preußiſchen Eiſenbahnbehörden und Beamten, welche 
auf Vorſchlag der Königlich Preußiſchen Betriebsverwaltung von den zuſtändigen 
Behörden des betreffenden Staates in Pflicht zu nehmen ſind. Die Handhabung 
der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich jener Strecken den betreffenden 
Organen der Landesregierung ob. Dieſelben werden den Bahnpolizeibeamten 
auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 


Artikel VIII. 

Preußiſche Staatsangehörige, welche in dem Großherzoglich Sächſiſchen 
oder dem Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſchen Gebiete ſtationirt ſind, erleiden 
dadurch keine Aenderung ihres Staatsangehörigkeitsverhältniſſes. 

Die Beamten der Bahn find ruͤckſichtlich der Disziplin lediglich ihren 
Dienſtvorgeſetzten beziehungsweiſe den Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen 
Staatsregierung, im Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates, in 
welchem ſie ihren Wohnſitz haben, unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen 
dergleichen Unterbeamten innerhalb der einzelnen Staatsgebiete ſoll auf Angehörige 
der letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, falls geeignete Militär- 
anwärter, unter welchen die betreffenden Staatsangehörigen gleichsfalls den 
Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu ermitteln ſind. 


Artikel IX. 

Entſchädigungsanſprüche, welche aus Anlaß des Baues oder Betriebs der 
Bahn gegen die Eiſenbahnverwaltung geltend gemacht werden möchten, ſollen 
von den betreffenden Gerichten und — inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen 
— auch nach den betreffenden Landesgeſetzen beurtheilt werden. 


Artikel X. 
Die Großherzoglich Sächſiſche und die Herzoglich Sachſen-Coburg-Gothaiſche 
Regierung verpflichten fih, von der Eiſenbahnunternehmung und dem zu ber 
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ſelben gehörigen Grund und Boden keinerlei Staatsabgaben zu erheben, noch 
auch eine Beſteuerung derſelben zu Gunſten der Gemeinden und ſonſtigen 
korporativen Verbände zuzulaſſen. 


Artikel XI. 

Ein Recht auf den Erwerb der Bahn werden die Großherzoglich Sächſiſche 
und die Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſche Regierung, ſolange die Bahn im 
Eigenthum oder Betriebe des Preußiſchen Staates ſich befindet nicht in Anſpruch 
nehmen. Sollte dagegen ſpäter Eigenthum und Betrieb an einen Privat- 
unternehmer abgetreten werden, ſo bleibt den genannten Staatsregierungen das 
Recht vorbehalten, die Bahn nach Maßgabe des Preußiſchen Eiſenbahngeſetzes 
vom 3. November 1838 anzukaufen. 


Artikel XII. 

Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen „auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 


Artikel XIII. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll allerſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt werden, die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden ſoll in Berlin 
erfolgen. 

Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unter— 
zeichnet und beſiegelt. 

So geſchehen zu Erfurt, den 12. März 1898. 


(L. S.) Dr. Micke. (L. S.) Dr. Slevogt. 
(L. S.) Lehmann. (L. S.) Groſch. 


Der vorſtehende Staatsvertrag ift ratiftzirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations-Urkunden hat ſtattgefunden. 


(Nr. 1013510136.) 


(Nr. 10136.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
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Theil des Bezirkes des Amtsgerichts Frankfurt a. M. Vom 25. Oktober 1899, 


Au Grund des H. 39 des Geſetzes, betreffend das Grundbuchweſen und die Zwangs— 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen in dem Gebiete der ee freien 


Stadt 


Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen und X Landgräflich 


Heſſiſchen Gebietstheilen der Provinz Heſſen-Naſſau, vom 19. Auguft 1895 (Geſetz— 
Samml. S. 481) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von An— 
ſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch daſelbſt vorgeſchriebene Ausſchluß— 
friſt von ſechs Monaten 


a) 


— 
© 
— 


am 1. 


für den zum Bezirke des Amtsgerichts Frankfurt a. M. gehörigen Anlegungs— 
bezirk 14 der Stadt Frankfurt a. M., nämlich das Gebiet, welches von 
den nachbenannten Straßenzügen und Straßenverlängerungen — nach 
Maßgabe des Fluchtlinienplans — ſowie Plätzen: 

1. Obere Mainanlage, Allerheiligenthor, Friedberger Anlage, 

2. Sandweg, verlängerte Waldſchmidtſtraße nach dem Sandweg, Ober— 
Atzemer, Am Thiergarten, Kleine Pfingſtweidſtraße, Windeckſtraße 
ſowie verlängerte Windeckſtraße und verlängerte Obermainſtraße 
bis zur Verbindungsbahn 

ſowie weiter vom Damm der Verbindungsbahn bis Obermainanlage um- 
faßt wird, mit Einſchluß der unter 2 bezeichneten Straßenzüge, aber mit 
Ausſchluß des Eiſenbahndammes; 

für den zum Bezirke desſelben Gerichts gehörigen Anlegungsbezirk 15 der 
Stadt Frankfurt a. M., nämlich das Gebiet, welches von den nachbenannten 
Straßenzügen und Plätzen bezw. Grenzlinien: 

1. Wieſenhüttenſtraße, Wieſenhüttenplatz, Bahnhofsplatz öſtlich des 
Bahnhofs, Bahnſtraße, 

2. Mainzer Landſtraße, Gemarkungsgrenze, Mainufer, Main-Neckar⸗ 
bahndamm 

ſowie der nördlichen Fluchtlinie der Speich erſtraße einbegriffen den gemäß 
dem Fluchtlinienplane bis zu dieſem Damme verlängerten Theil der 
Speicherſtraße, und des Untermainkai umfaßt wird, mit Einſchluß der 
unter 2 bezeichneten Straßenzüge und Plätze bezw. des Eiſenbahndammes 
ſelbſt und der an der nördlichen Fluchtlinie der Speicherſtraße und des 
Untermainkai belegenen, zu den Grundſtücken gehörigen Bürgerſteige, 
Dezember 1899 beginnen ſoll. 


Berlin, den 25. Oktober 1899. 
Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 
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Bekanntmachung. 


N 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: ; 


das am 7. Auguſt 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Pfalzfeld zu Pfalzfeld im Kreiſe St. Goar durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Coblenz Nr. 42 S. 313, aus⸗ 
gegeben am 19. Oktober 1899; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 23. Auguſt 1899, durch welchen der Stadt- 


gemeinde Höchſt a. M. das Recht verliehen worden iſt, zur Erweiterung 
ihres Friedhofs eine an dieſen nach Soſſenheim zu ſich anſchließende 
Fläche im Wege der Enteignung zu erwerben, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Wiesbaden Nr. 41 S. 367, ausgegeben am 
12. Oktober 1899; 


das am 23. Auguſt 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- 


wäſſerungsgenoſſenſchaft II zu Preſchlebie im Kreiſe Toſt-Gleiwitz durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 41 S. 305, aug- 
gegeben am 13. Oktober 1899; 


das am 9. September 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ge- 


noſſenſchaft zur Regulirung des Eiswaſſerfließes in Poſſeſſern, Kreis 
Angerburg, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen 
Nr. 41 S. 343, ausgegeben am 11. Oktober 1899; 


das am 9. September 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Willudden-Przerwanken im Kreiſe Angerburg 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 41 S. 347, 
ausgegeben am 11. Oktober 1899; 


das Allerhöchſte Privilegium vom 16. September 1899 wegen Ausferti⸗ 


gung auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Malſtatt-Burbach 
an der Saar im Betrage von 500 000 Mark durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Trier Nr. 42 S. 459, ausgegeben am 20. Ok 
tober 1899, 


die Allerhöchſte Konzeſſions Urkunde vom 16. September 1899, betreffend 


die Ausdehnung des Meppen-Haſelünner Eiſenbahn-Unternehmens auf den 
Bau und Betrieb eines vollſpurigen Anfchluffes an den Dortmund-Ems⸗ 
Kanal für Rechnung des Kreiſes Meppen, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Osnabrück Nr. 42 S. 303, ausgegeben am 
20. Oktober 1899, 

das am 16. September 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Rothländer zu Freilingen im Kreiſe Schleiden 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Aachen Nr. 44 S. 277, 
ausgegeben am 12. Oktober 1899, 


Geſetz-Samml. 1899, 85 


9. 


10. 


I. 


„ 


das am 24. September 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für den 
Deichverband „Neue Deichſchau Flüren“ durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Düſſeldorf Nr. 41 S. 413, ausgegeben am 14. Oktober 1899, 
der Allerhöchſte Erlaß vom 26. September 1899, betreffend die Gench- 
migung eines Nachtrags zur Fürſorge-Ordnung für die Wittwen und 
Waiſen von Beamten der Schleſiſchen Landſchaft vom 26. Auguſt 1889, 
durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 43 S. 391, ausgegeben am 
28. Oktober 1899, 
der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 42 S. 283, ausgegeben am 
21. Oktober 1899, 
der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 42 S. 313, ausgegeben am 
20. Oktober 1899, 
der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 43 S. 345, aus⸗ 
gegeben am 25. Oktober 1899, 
der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Oktober 1899, betreffend die Verleihung 
des Rechtes zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Habelſchwerdt für die 
von demſelben erbaute Chauſſee von der Breslau-Mittelwalder Provinzial— 
chauſſee bei Wölfelsdorf nach Wölfelsgrund, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Breslau Nr. 43 S. 392, ausgegeben am 28. Ok— 
tober 1899; 


2. der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Oktober 1899, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts u. ſ. w. an den Kreis Reichenbach für die von ihm 
zu bauenden Chauſſeen von Nieder-Peterswaldau nach Bahnhof Faulbrück 
und von Güttmannsdorf nach Olbersdorf, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Breslau Nr. 43 S. 392, ausgegeben am 28. OF 
tober 1899, 


3. das am 9. Oktober 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Deich— 


verband Lausward im Stadtkreiſe Düſſeldorf durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 43 S. 433, ausgegeben am 
28. Oktober 1899. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriunts. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


